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«DerAHV-Zuschlag ist einBlödsinn»
Rentenreform DieÖkonominMonika Bütler hält bei der Reformder Altersvorsorge nichts vomStänderatsmodell. Für die Professorin

der Universität St.Gallen könnte der 70-Franken­Zuschlag bei einer Volksabstimmung sogar zumBumerangwerden.

Interview: DominicWirth

MonikaBütler, bei derRenten­
reformdeutet vielesdaraufhin, dass
sich imParlamentdasModell des
Ständeratsdurchsetzenwird. Ist das
dieReform,dieunsereAltersvorsor­
gebraucht?
Nein. Ichmuss ehrlich sagen, ichbegrei­
fe nicht, was sich der Ständerat beim
70-Franken­Zuschlag zur AHV-Rente
überlegt hat. Das ist ein Zückerchen
ohne jedeTreffsicherheit. Einevölligun­
gerechte Giesskanne, die den einen zu
viel gibt und den anderen zuwenig.

JederNeurentnerwürdedie 70Fran­
kenproMonat erhalten.Wo liegt das
Problem?
Es gibt zahlreiche angehende Rentner,
denenesfinanziell sehr gut geht.Undes
gibt zahlreicheaktuelleRentner, diewe­
nigGeldhabenund teilweisebereits von
Rentensenkungen in der zweiten Säule
betroffen waren. Und trotzdem sollen
nur dieNeurentner die AHV-Zulage be­
kommen.Das ist einfach ein Blödsinn.

Weshalb?
Fürein schlankesAlterssystemsindzwei
Faktoren zentral: erstensdieUniversali­
tät der Leistungen, das heisst, dass alle
zu den gleichen Regeln versichert sind,
zweitens die Zielgenauigkeit der Leis­
tungen, damit sie auch dort landen, wo
sie am wirksamsten sind. Zum ersten
Mal in der 70­jährigen Geschichte der
AHV wird nun vom Ständerat eine Ver­
besserung vorgeschlagen, die nur für
Neurentner gelten würde. Wenn man
das machen will, muss man sehr, sehr
guteGründehaben.Dennsonstheisst es
plötzlich: Wenn wir die Altersarmut
wirklich reduzieren wollen, müssen wir
den Städtern mehr geben, weil dort ja
alles so teuer ist.

Fest steht aber auch:Esbraucht ein
Zückerchen, damit dasVolkdieser
ReformamEndezustimmt.
Das behaupten die Verfechter der Stän­
deratslösungeinfach, aberobeswirklich
so ist, weiss niemand. Es ist schon eine
etwaseigenartigeVorstellung, dassman
den Stimmbürgerinnen Reformen ver­
süssenmuss, zumalnur eineGruppeder
Bevölkerung davon profitiert.

AlsderMindestumwandlungssatz
2010ohneKompensationgesenkt
werden sollte, sagtenanderUrne
73 ProzentNein.
Daswar eine andereZeit, vielenLeuten
war nicht bewusst, wie stark die Pen­
sionskassen unter Druck sind. Mittler­
weilehabenverschiedeneKassen relativ
brutale Änderungen beim Umwand­
lungssatz vorgenommen. Und interes­
sant ist, dass die Versicherten über ihre
Vertreter im Stiftungsrat oder sogar

direkt bei denVollversammlungen jaoft
auchmitbestimmen konnten.

Sie trauendenLeutenalsogenug
Realitätssinnzu, umeineReform
ohnedasberühmteZückerchenzu
schlucken?
Sagen wir es mal so: Ich habe nicht das
Gefühl, dassdie 70FrankendieAbstim­
mung entscheiden werden. Ich glaube
sogar, dass sie sich als Bumerang erwei­
sen könnten. Es wurde bisher nicht an
die grosse Glocke gehängt, dass die
aktuellen Rentner keinen Zuschlag er­
halten.WennsichdortWiderstand regt,
könnte aus demRentnerlagermehrAb­
lehnung kommen als Ja­Stimmen von
denjenigen, die ammeisten profitieren,
den verheirateten 45­ bis 65-Jährigen.
Die sindübrigens auch imNational­ und
im Ständerat ammeisten vertreten.

DieRentnerkönnen sichnicht
beschweren, denneswirdweder ihr
Mindestumwandlungssatz gesenkt,
nochwird ihrRentenalter erhöht.

Das stimmt so einfach nicht. Die ersten
Rentenkürzungen im Überobligato­
rium – damals schon auf unter 6 Pro­
zent – gabesbereits 2004.Davonwaren
vielederheutigenRentnerbetroffen.Das
Gleichegilt fürRentnerausumhüllenden
Kassen,derenUmwandlungssätzeeben­
falls schon eine Weile am Sinken sind.
Die älteren Rentner andererseits hatten
oft ein viel kleineres Pensionskassen­

kapital angespart. Schliesslich ist das
Sparen inderzweitenSäuleerst seit 1985
obligatorisch. Dazu kommt, dass die
Mehrwertsteuer­Erhöhungauchdieheu­
tigenRentner betreffenwürde. Ich kann
mir schon vorstellen, dass der eine oder
andere sich sagen wird: «Ich könnte die
70 Franken auch brauchen», und dann
einNein einlegt.

Neinkönntenauchdie Jungen
sagen.Manhat aberdasGefühl, dass
dort das Interesse andieserReform
nicht allzugross ist.Wie erlebenSie
das alsDozentin anderUniversität?
Ich erlebe das auch so, obwohl es am
Schluss ja vor allemdie Jungen sind, die
die Zeche bezahlenmüssen. InHolland
ist dasübrigensganzanders:Dort gehen
die Jungen auf die Strasse. Und das, ob­
wohl sogardie laufendenRentengekürzt
wurden. Bei uns ist das undenkbar.

Siehabeneinmal gesagt, dass inder
Schweizbei politischenDebatten
durchausaufdieWissenschaft

gehörtwird.WieerlebenSiedasbei
derRentenreform?
Bundesrat Alain Berset hat zu Beginn
den Kontakt mit der Wissenschaft ge­
sucht. Aber mittlerweile sind wir in der
Diskussion an einem Punkt angelangt,
an dem beide Seiten auf ihrem Stand­
punkt beharren. Die Bereitschaft, sich
mit Argumenten zu befassen, ist klein.
Wasmichmomentan irritiert: Die Kriti­
kerwerdenauf einerEbeneangegriffen,
die ich sonochnieerlebthabe.Manwird
gebrandmarkt als verantwortungslose
Bedrohung eines Kompromisses, der
coûte que coûte gelingen muss, auch
wenn er vielleicht schlecht ist.

WiewürdeMonikaBütlerdieRen­
tenreformdennausgestalten,wenn
sie amRuderwäre?
Die Leistungen in der ersten Säule blie­
ben für alle mindestens gleich gross,
aber ich würde die Mindestrenten an­
heben. Das käme jenen zugute, die im
Alter wirklich ein Armutsrisiko haben.
Unddas sindnichtdieWitwenundauch
nicht die Verheirateten, sondern die
Alleinstehenden. Der Bund hat ausge­
rechnet, dass man mit den Kosten des
70-Franken­Zuschlags die Mindestren­
ten um 450 Franken erhöhen könnte.
Das ist doch Wahnsinn – und ein klarer
Hinweis, wie gross die Giesskanne der
70 Franken ist.

Waspassiert in IhrerReformmit
demUmwandlungssatzunddem
Rentenalter?
Der Umwandlungssatz ist wie das Wet­
ter, er hängt von Parametern ab, die wir
nicht beeinflussen können: der Kapital­
rendite und der Lebenserwartung. Es
brauchtdeshalb eineentpolitisierteund
versicherungsmathematische Lösung,
die sich an diesen Grössen orientiert.
Das Rentenalter würde ich an die Le­
benserwartung koppeln – nicht ab mor­
gen, sondern in vielleicht zehn Jahren.
Mit jedem Monat zusätzlicher Lebens­
erwartung wird das Rentenalter um
einenhalbenMonat erhöht.Wasklar ist:
WirwerdendieDiskussionumdasRen­
tenalter irgendeinmal führenmüssen.

Esgibt Stimmen,die sagen, keine
Reformwärebesser als diedes
Ständerats. SehenSiedas auch so?
Ich bin noch unschlüssig, aber die Lö­
sung des Ständerats sendet ein falsches
Signal aus.MitdemschlankenPaket, das
Bundesrat Alain Berset ins Parlament
geschickt hat, hätte ich leben können.
DieStänderatslösung ist nunvölligüber­
laden. Ichmuss ganz ehrlich sagen: Die
70 Franken bereiten mir Kopfschmer­
zen. Es wird kaum mehr möglich sein,
eine Reform zu machen, ohne jeman­
dem ein Zückerchen zu geben. Das ist
eine falsche Botschaft und ist einer De­
mokratie eigentlich unwürdig.

Monika Bütler (55) ist eine der einflussreichsten Ökonominnen der Schweiz. Bild: Hanspeter Schiess/SGT (St. Gallen, 15. Januar 2013)

Freisinnige undGrünliberale in der Zwickmühle
Rentendebatte Ignazio Cassis, Frak­
tionschef der FDP, zündete sich gestern
Mittag auf derBundeshausterrasse eine
Zigarette an und wirkte besorgt. Über
demGurten, dem Berner Hausberg, la­
genWolken. Zum letzten Mal hatte der
Ständerat zuvordieRentenreformbera­
tenundanseinenBeschlüssen festgehal­
ten. Er will die Ausfälle, die durch den
tieferen Mindestumwandlungssatz in
der zweiten Säule entstehen, primär
durcheineErhöhungallerAHV-Neuren­
ten um 70 Franken proMonat erhöhen.
Nur so habe die Vorlage in einer Volks­
abstimmung den Hauch einer Chance,
sagteKonradGraber (CVP/LU).Anträge
vonAlexKuprecht (SVP/SZ), dernurdie

tiefstenRentenerhöhenwollte, undvon
Karin Keller­Sutter (FDP/SG), die das
Nationalratsmodell einbrachte, das die
Ausfälle in der zweiten Säule kompen­
sieren will, waren chancenlos. Allein in
zwei Punkten schloss sich der Ständerat
demNationalrat an:Unter anderemsol­
len Versicherte ab 45 Jahren über einen
Fonds von einer Besitzstandwahrung
profitieren. Keller­Sutter sprach von
einemRentenausbau,dadieseebenfalls
die 70 Franken erhalten sollen.

Cassiswarntvor
BrandbeschleunigerbeiAHV

DieDebattenähert sichnun ihremFina­
le. IgnazioCassis und die FDP-Fraktion

stehen am Ende voraussichtlich vor der
schwierigenFrage, ob siedankAbweich­
lern dem AHV-Zuschlag zum Durch­
bruch verhelfen. Oder ob siemithelfen,
die Rentenreform im Parlament zu ver­
senken. Zwar erwägen FDP, GLP und
SVPnoch, imNationalrat demStänderat
entgegenzukommen, indem sie auf die
Streichung der Witwenrente und die
Schuldenbremse fürdieAHVverzichten.
Doch für einen Kompromiss zwischen
denbeidenModellen ist es zu spät. Inder
Einigungskonferenz der beiden Kam­
mern, die abMittenächsterWoche tagt,
sitzt der Ständerat am längerenHebel.

Anschliessend entscheiden der Na­
tional­undderStänderatüberderenVor­

schlag.Damit einAHV-Zuschlag imNa­
tionalrat auch die Schlussabstimmung
übersteht, sind 101 Stimmennötig.Mit­
te­linksbrauchtdafürStimmenvonFDP,
GLPoderSVP.«DieGefahr,dassdieVor­
lage scheitert, besteht», sagteCassis auf
Anfrage. ZweiWeltanschauungen stän­
den sichgegenüber.«Wirmöchten,dass
dieMenschen inder zweitenSäulemehr
für sich selber sparen, umdieAHVnicht
zu strapazieren.»Die Linke wolle einen
Ausbau der ersten Säule, der wie ein
Brandbeschleuniger wirke.

Die GLPmuss am Ende wohl eben­
falls entscheiden, ob sie das Ständerats­
modell schluckt.DerAHV-Ausbauauch
für Gutsituierte sei eine bittere Pille, da

er die junge Generation stark belaste,
sagteVizepräsidentinKathrinBertschy.
Wenn die CVP und die SP auf die GLP
angewiesen seien,müssten sieKompro­
misse eingehen. Auch einzelne SVP­
Bauernvertreter, die für den AHV-Zu­
stupf Sympathien haben, könnten den
Ausschlaggeben.DaskommtbeiNatio­
nalratToniBrunner (SG) schlechtan.Die
Ständeratsvorlage sei inakzeptabel, in
welcher Form auch immer, sagte er.

SoferndieRentenreformdieSchluss­
abstimmungüberstehtunddasReferen­
dum zu Stande kommt, entscheidet das
Volk im September darüber.

Tobias Gafafer

MonikaBütler
Professorin für Volkswirtschaft

«DieBereitschaft, sich
inderDebatteüber
dieRentenreformmit
Argumentenzubefassen,
ist derzeit klein.»
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